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Abréviations

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
IV Invalidenversicherung
EO Erwerbsersatzordnung
SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund
FDK Konferenz der kantonalen Finanzdirektorinnen und Finanzdirektoren
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
VCS Verkehrs-Club der Schweiz
ACS Automobil Club der Schweiz
TCS Touring Club Schweiz
SHIV Economiesuisse (ehem. Schweizerischer Handels- und Industrie-Verein)
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

LITRA Informationsdienst für den öffentlichen Verkehr
SSV Schweizerischer Strassenverkehrsverband

AVS Assurance-vieillesse et survivants
AI Assurance-invalidité
APG allocations pour perte de gain
USS Union syndicale suisse
CDF Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances
USAM Union suisse des arts et métiers
ATE Association transports et environnement (ci-devant AST)
ACS Automobile Club de Suisse
TCS Touring Club Suisse
USCI Economiesuisse (ancienne Union suisse du commerce et de l'industrie)
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)

LITRA Ligue suisse pour l’organisation rationelle du trafic
FRS Fédération routière suisse
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Sparmassnahmen zur nachhaltigen Sanierung
des Bundeshaushaltes (BRG 94.073)

Plan financier et mesures d'assainissement

Das Sanierungskonzept des Bundesrates wurde heftig kritisiert. Die bürgerlichen
Parteien und Wirtschaftsverbände lehnten eine Erhöhung des Benzin- und
Heizölpreises kategorisch ab und sprachen sich grundsätzlich gegen neue Steuern aus.
Linke Parteien wehrten sich vehement gegen eine Reihe sozialer Abstriche, wobei
insbesondere die vorgeschlagene Lockerung des AHV/IV-Mischindexes und die
Abschaffung der IV-Viertelrente hart kritisiert wurden. Die vorberatende
Finanzkommission des Nationalrates beschloss im November Nichteintreten auf eine
Erhöhung des Treibstoff-Grundzolls sowie der Einfuhrzölle auf Heizöl und Gas. Sie
lehnte auch die Aufhebung des AHV-Mischindexes, der neben der Preis- auch die
Lohnentwicklung berücksichtigt, bei der Teuerungsanpassung ab. Die Behandlung des
Sanierungsprogrammes wurde von den Räten auf die Januar-Sondersession 1995
verschoben. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.11.1994
EVA MÜLLER

In einem Rückblick auf bisherige Sanierungsanstrengungen zog der Bundesrat eine
gemischte Bilanz. Er geht davon aus, dass die mit den Sanierungsmassnahmen 1992 (1.
Sanierungspaket) angestrebte Haushaltsentlastung von rund CHF 4 Mrd. erreicht wird.
Die auf drei Jahre befristeten (1993-95) linearen Beitragskürzungen von 10% bringen
jährliche Einsparungen von rund CHF 800 Mio. und zusammen mit gezielten
Sparmassnahmen auf Gesetzes- und Verordnungsstufe, via Budget- und Finanzplanung
sowie Einsparungen von Schuldzinsen infolge der dadurch verringerten
Haushaltsdefizite wurden ausgabenseitige Entlastungen von rund CHF 2 Mrd. erwartet.
Auf den gleichen Betrag beziffern sich die mit den Sanierungsmassnahmen 1992
realisierten Mehreinnahmen. Bei den Mehreinnahmen leistet die Erhöhung des
Treibstoffgrundzolls um 20 Rappen pro Liter den wichtigsten Beitrag. Aus der
schrittweisen Erhöhung der Tabaksteuer sollen bis 1995 Mehreinnahmen von jährlich
CHF 350 Mio. resultieren, aus der beschlossenen Verteilung des Nationalbankgewinns
solche von 200 Mio (weitere CHF 400 Mio. gehen an die Kantone). Die Aufhebung des
Spielbankenverbots dürfte ab 1997 erste Mehreinnahmen bringen.
Der einnahmenseitige und separat unterbreitete Teil der Sanierungsmassnahmen 1993,
der Wechsel zur Mehrwertsteuer, wird auf CHF 1.6 Mrd. geschätzt. Mit Gesetzes- und
Bundesbeschlussänderungen sowie einer Verfassungsänderung sollten weitere rund 1.5
Mrd. gespart werden (siehe auch oben). Neben den Sanierungsprogrammen soll
schliesslich auch die Heraufsetzung der Autobahn-Vignette von CHF 30 auf CHF 40 und
die an die Teuerung angepasste pauschale Schwerkehrsabgabe dem Bund
Mehreinnahmen in der Höhe von rund CHF 500 Mio. bringen, welche allerdings für
Strassenzwecke gebunden sind. Insgesamt ermöglichen die beiden Sparprogramme
1992 und 1993, die Mehrwertsteuer und die Strassenverkehrsabgaben eine dauernde
Verbesserung der Bundesrechnung um über CHF 7 Mrd. pro Jahr. Der Bundesrat
betonte jedoch, dass trotz der Sparmassnahmen das Ziel eines Haushaltgleichgewichts
nach wie vor deutlich verfehlt werde. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 31.12.1994
EVA MÜLLER

Das bereits im Vorfeld als «konzeptlos» und «zu einnahmenlastig» heftig kritisierte
dritte Sanierungspaket erlitt teilweise Schiffbruch, nachdem beide Räte gewichtige
Brocken des Pakets, welches das strukturelle Defizit des Bundeshaushalts von CHF 4
Mrd. bis 1997 weitestgehend beseitigen sollte, ablehnten. Der Bundesrat hatte
Ausgabenkürzungen von gut CHF 2.3 Mrd. und Mehreinnahmen von rund CHF 1.3 Mrd.
vorgesehen, wobei er auch 23 gezielte Abbaumassnahmen - drei auf Verfassungs- und
20 auf Gesetzesstufe - von insgesamt rund CHF 500 Mio. vorschlug. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.01.1995
EVA MÜLLER

Als Erstrat verweigerte jedoch der Nationalrat dem Bundesrat in der Januar-
Sondersession das Kernstück der Sanierungsvorlage, eine höhere Besteuerung der
fossilen Energieträger im Wert von gut 1 Mrd. Franken. (Der Grundzoll auf Treibstoffen
(inkl. Dieselöl) sollte um 15 Rappen pro Liter, der Heizölzoll von 30 Rappen auf 4
Franken je 100 kg Heizöl bzw. beim Erdgas auf CHF 2,50 pro 100 kg brutto erhöht
werden. In einer mündlichen Konsultation wendeten sich FDP, CVP, SVP, LP, LdU, SD,
die Wirtschaftsverbände und die FDK zum jetzigen Zeitpunkt gegen zusätzliche

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.03.1995
EVA MÜLLER
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Mehreinnahmen zur Sanierung des Bundeshaushaltes.) Eine bürgerliche Ratsmehrheit
machte mit 110:58 bzw. 109:59 Stimmen geltend, dass nach einer Erhöhung der
Treibstoffpreise im Jahre 1993 um 20 Rappen eine weitere Verteuerung zum heutigen
Zeitpunkt untragbar sei. Auch auf die Einführung eines Proportionaltarifs von 9,8% für
juristische Personen bei der direkten Bundessteuer bei gleichzeitiger Anrechnung der
Kapitalsteuer an die Ertragssteuer trat der Nationalrat nicht ein. Der Bundesrat hatte
die Mehrerträge aus dieser Massnahme auf CHF 300-400 Mio. geschätzt, wobei dem
Bund unter Berücksichtigung des Kantonsanteils an den Bundeseinnahmen CHF 200-
300 Mio. verblieben wären. Nein sagte der Nationalrat mit 94:69 Stimmen auch zur
Erweiterung der Zweckbindung der Treibstoffzölle und verhinderte damit, dass aus den
Erträgen der Treibstoffzölle künftig auch die Bahninfrastruktur finanziert werden kann.
Er stimmte lediglich einer Reform der Tabaksteuer zu, die zusätzliche CHF 75 Mio. in
die AHV-Kasse fliessen lassen wird. Neben dem Grossteil der beantragten
Mehreinnahmen verwarf der Nationalrat auf der Ausgabenseite auch zahlreiche der
gezielten Sparvorschläge. So wurde die Änderung des Mischindexes bei AHV und IV mit
164 zu 8 Stimmen wuchtig abgelehnt. Der Bundesrat hatte sich von der Anpassung der
Renten an die Teuerung (und nicht mehr auch an den Lohnindex) eine Einsparung von
CHF 90 Mio. erhofft. Eine Kürzung des Bundesbeitrags an die AHV von CHF 120 Mio.
nahm der Nationalrat an, lehnte aber die Erhöhung des AHV/IV/EO-Beitragssatzes für
Selbständigerwerbende von 7,8% auf 8,4% (96 Mio.), welche die Bundesbeitragskürzung
hätte kompensieren sollen, knapp ab. Deutlich verworfen wurde eine Streichung der IV-
Viertelsrenten (7 Mio.). Auf eine Einsparung von jährlich rund CHF 48 Mio. verzichtete
der Nationalrat bei Beiträgen des Bundes an Bauten für die Berufsbildung; linke und
gewerbefreundliche Kreise brachten diese Massnahme gemeinsam zu Fall. Vertreter der
Landwirtschaft und des öffentlichen Verkehrs setzten ausserdem durch, dass die
Rückerstattung des Treibstoffzolles für die Bauern und die konzessionierten
Verkehrsbetriebe im Umfang von CHF 125 Mio. aufrechterhalten wird. Fest hielt die
grosse Kammer auch an den Ausgleichzahlungen für Gemeinden, die wegen des Natur-
und Landschaftsschutzes auf die Nutzung der Wasserkraft verzichten (1 Mio.); Schweizer
Radio International verschonte sie von einer Kürzung um CHF 2 Mio. und später CHF 6
Mio. Angenommen wurden hingegen vom Rat die reduzierten Beitragssätze im Bereich
der Nationalstrassen (75 Mio.) und Deregulierungen im öffentlichen Verkehr, wie auch
drei Verfassungsänderungen, die den Bund von Beiträgen für Bahnhofparkinganlagen
(24 Mio.) und vom Ankauf von Brennapparaten und der Übernahme von Branntwein (3.5
Mio.) entheben sowie die Beschaffung der persönlichen Armeeausrüstung
zentralisieren sollen (15 Mio.). 4

Zu Beginn der Frühjahrssession zog der Bundesrat die Anträge zur Zweckerweiterung
der Treibstoffzölle auf die Bahninfrastruktur und zu einer Benzinzollerhöhung zurück.
Bundesrat Stich begründete diesen Rückzieher mit den neuen Plänen der
Landesregierung, einen befristeten Benzinzollzuschlag allenfalls für die direkte
Sonderfinanzierung der Neat zu erheben. An der Erhöhung des Heizöl- und Gaszolls
hielt der Bundesrat fest. Der Ständerat, der sich ebensowenig sparfreudig wie der
Nationalrat zeigte, lehnte aber auch diese mit 22 zu 9 Stimmen ab. Auf der
Einnahmenseite nahm er nur gerade die Reform der Tabaksteuer an. Auf der
Ausgabenseite schuf der Ständerat einige Differenzen zum Nationalrat, indem er
insbesondere der Streichung von Bundesbeiträgen an Bauten der Berufsbildung
zustimmte. Der Nationalrat folgte ihm in der Differenzbereinigung. Dafür akzeptierte
der Ständerat in einer zweiten Runde die Zentralisierung der Beschaffung der
persönlichen Armeeausrüstung. Beide Räte hiessen ausserdem eine für die Jahre 1993-
1995 beschlossene Verlängerung der linearen zehnprozentigen Beitragskürzung für die
Jahre 1996 und 1997 gut, wobei die Räte das Sparziel des Bundesrates von CHF 250 Mio.
auf mindestens CHF 300 Mio. verschärften. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.08.1995
EVA MÜLLER

Insgesamt bewilligte das Parlament Verbesserungen von rund CHF 600 Mio. Davon
entfallen die Hälfte auf die linearen Kürzungen. Rund CHF 200 Mio. blieben nach den
Beratungen im Parlament bei den gezielten Kürzungen übrig. Als Mehreinnahmen
konnte das dritte Sanierungspaket anstelle der ursprünglich vorgeschlagenen CHF 1.3
Mrd. nur gerade die CHF 75 Mio. für die Tabaksteuerreform verbuchen. Zu den vom
Parlament bewilligten Verbesserungen kommen rund CHF 1.3 Mrd., die der Bundesrat in
eigener Kompetenz beschliessen konnte. Insgesamt wird der Bundeshaushalt mit dem
dritten Sanierungsprogramm ab 1996 um rund CHF 2 Mrd. entlastet, womit das Ziel klar
verfehlt wurde. 6

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.11.1995
EVA MÜLLER
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Strukturelle Reformen zur nachhaltigen
Sanierung des Bundeshaushaltes (BRG
94.073)

Plan financier et mesures d'assainissement

Zusätzlich zu den Spar- und Einnahmenbeschlüssen setzte der Bundesrat eine ganze
Reihe von Überprüfungen und strukturellen Reformen in Gang, welche zu einer
nachhaltigen Sanierung des Bundeshaushaltes beitragen sollen. Dazu zählen die
Überprüfung der Normen und Standards im Hoch- und Strassenbau sowie sämtlicher
Finanzhilfen und Abgeltungen des Bundes gemäss dem Subventionsgesetz und eine
Neugestaltung des Finanzausgleichs zwischen Bund und Kantonen. Im weiteren wird
geprüft, wie die Bestimmungen über die Haushaltsführung in Bundesverfassung und
Gesetzen griffiger gestaltet werden können. Schliesslich gehören auch die Arbeiten an
der Regierungs- und Verwaltungsreform sowie die konsequente Umsetzung des
Verursacherprinzips in der Umweltschutzgesetzgebung in diesen Rahmen. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.01.1995
EVA MÜLLER

Suppression des contributions fédérales aux
places de stationnement près des gares

Politique des transports

Dans le cadre des mesures d'assainissement des finances fédérales 1994 (MCF 94.073),
le parlement, sur proposition du gouvernement, a décidé de supprimer les
contributions fédérales aux places de stationnement près des gares. Cette réforme
exigeant une modification constitutionnelle, elle devra être soumise au vote du peuple
et des cantons. 8

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.03.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Lors de la campagne pour l'arrêté fédéral concernant la suppression des
contributions fédérales aux places de stationnement près des gares, les partisans de
l'abrogation de la disposition – à savoir la quasi-totalité des partis politiques et
l'ensemble des milieux économiques – ont principalement fait valoir que la
construction de places de parc auprès des gares ferroviaires n'était plus, pour des
raisons de rigueur budgétaire, une priorité pour la Confédération, qui devait se
concentrer désormais sur ses tâches principales. Il fut également relevé que le but
recherché par la disposition en question avait été en grande partie atteint puisque
quelque 7'800 places avaient été ainsi créées.
Les opposants – les associations de défense des transports publics ainsi que le TCS et
l'ACS – ont pour leur part argué que la disparition des subsides fédéraux porterait un
coup sans doute fatal au développement de nouveaux parkings à proximité des gares et
prétériterait de ce fait la politique de transfert du trafic de la route au rail. Cette
conséquence néfaste pour l'environnement était par ailleurs d'autant plus inacceptable
que l'économie réalisée était bien relative en regard du déficit de la Confédération. 9

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 09.03.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Au mois de mars, le peuple et les cantons étaient appelés à se prononcer sur une
mesure d'économies impliquant une modification constitutionnelle. Il leur était en
effet proposé d'abroger la disposition relative à la participation financière de la
Confédération à l'aménagement des places de parc auprès des gares. L'économie
réalisée par une telle mesure se chiffrait à quelque 20 millions de francs. A la suite
d'une campagne et d'un vote ne mobilisant que très peu les citoyens, le souverain a
accepté relativement facilement la modification proposée par 56% de oui et 11 6/2
cantons. Les cantons les plus favorables à cette mesure d'économies furent les cantons
de Zurich, Berne, Bâle-Ville et Lucerne. Il est à relever que parmi les cantons rejetant
l'abrogation constitutionnelle se trouvaient tous les cantons romands, à l'exception de
celui de Genève.

Arrêté fédéral concernant la suppression des contributions fédérales aux places de
stationnement près des gares.
Votation du 10 mars 1996

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.03.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Participation: 31.0%
Oui: 741'219 (53.9%) / cantons: 11 6/2
Non: 632'792 (46.1%) / cantons: 9
Mots d'ordre: 
- Oui: PRD (5*), PDC (6*), UDC (3*), PL (2*), PE (2*), AdI, PdT, PdL (1*), DS (2*), PEP,
Vorort, USAM, USS, ATE
- Non: PdT, Union des villes de Suisse, Union des transports publics, Litra, TCS, ACS,
FRS
- Liberté de vote: PS (2*)
* Entre parenthèses: nombre de sections cantonales divergentes 10

L'analyse VOX a relevé qu'à l'origine du comportement de vote des citoyens favorables
à la modification constitutionnelle figurait avant tout le souci de ménager les finances
fédérales. Parmi les opposants, des raisons liées à la promotion des transports publics,
ainsi que, subsidiairement, la crainte que les communes ne voient leur budget alourdi,
ont été les éléments déterminant le refus. En ce qui concerne le lien entre
comportement de vote et affinités partisanes, il est à souligner que seuls les électeurs
proches du PDC n'ont pas voté conformément aux recommandations de leur parti. Les
sympathisants socialistes ont pour leur part rejoint majoritairement le camp des
partisans. 11

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 01.06.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Arrêté fédéral concernant l'abrogation de
l'obligation de rachat des appareils à distiller
et de la prise en charge de l'eau-de-vie

Production végétale

Dans le cadre des mesures d'assainissement des finances fédérales 1994, le parlement a
décidé de supprimer l'obligation pour la Confédération de racheter les appareils à
distiller et de prendre en charge l'eau-de-vie. Ces deux mesures nécessitant une
modification constitutionnelle, elles devront être soumises au vote du peuple et des
cantons. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 24.03.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Au mois de mars, le peuple et les cantons étaient appelés à se prononcer sur une
mesure d'assainissement des finances fédérales impliquant une modification de la
Constitution. Il était en effet proposé aux citoyens d'abroger l'obligation pour la
Confédération de racheter les appareils à distiller ainsi que de prendre en charge l'eau-
de-vie fabriquée dans le pays. Cette modification constitutionnelle était censée
permettre une économie annuelle de CHF 3.5 mio. Au terme d'une campagne quasi
inexistante, le souverain a très largement accepté cette mesure par 80.8 pour cent de
oui et à l'unanimité des cantons. Parmi ces derniers, les cantons de Schwytz, Valais et
Uri ont été – même si de manière très relative – les plus réticents à adopter cette
modification.

La campagne précédant le vote fut caractérisée par une absence de débat, la totalité
des acteurs politiques et économiques approuvant la modification constitutionnelle.
Un argument souvent entendu lors de la campagne mettait en évidence que ces
obligations de rachat n'étaient plus nécessaires du point de vue de la santé publique, le
nombre d'appareils à distiller et la quantité consommée d'eau-de-vie ayant baissé
considérablement.

Arrêté fédéral concernant l'abrogation de l'obligation de rachat des appareils à
distiller et de la prise en charge de l'eau-de-vie

Votation du 10 mars 1996

Participation: 30.9%
Oui: 1'090'783 (80.8%)
Non: 259'215 (19.2%)
Mots d'ordre: 

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.03.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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– Oui: PS, PRD, PDC, UDC, PE, PL, PEP, AdI, PdL, DS, PdT; Vorort, USAM, USS.
– Non: –

L'analyse VOX a confirmé par ailleurs une absence de débat contradictoire. En effet, du
fait de l'inexistence d'une campagne d'information rejoignant leur point de vue, les
électeurs opposés à cette mesure n'ont donné soit aucune explication à leur
comportement de vote, soit ont avancé des justifications très peu explicites. Parmi les
citoyens ayant approuvé la modification constitutionnelle, la principale motivation a
résidé dans le caractère obsolète de l'obligation de rachat, les considérations d'ordre
financier venant en seconde position. 13

Abrogation de la compétence cantonale en
matière d'acquisition et d'entretien de
l'équipement personnel des militaires (MCF
94.073)

Organisation militaire

Dans le cadre des mesures d'assainissement des finances fédérales 1994, le parlement,
sur proposition du gouvernement, a décidé de supprimer la compétence cantonale en
matière d'acquisition et d'entretien de l'équipement personnel des militaires. Cette
réforme exigeant une modification constitutionnelle, elle devra être soumise au vote du
peuple et des cantons. 14

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 04.04.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

En début d'année, le peuple suisse était appelé à se prononcer sur une mesure
d'assainissement des finances fédérales impliquant une modification constitutionnelle.
Cette mesure proposait d'abolir la prérogative dont les cantons jouissent depuis le 19e
siècle en matière d'acquisition du matériel personnel des militaires. Grâce à la
centralisation des achats, ce transfert de compétences au bénéfice de la
Confédération était censé permettre une économie de quelque CHF 8 millions sur le
budget fédéral (pour un volume de commandes équivalant en 1995 à CHF 43 millions).
Au terme d'une campagne peu animée et lors d'une votation au taux de participation
particulièrement bas, le souverain a rejeté assez nettement la modification
constitutionnelle avec 56,1% de non. Le refus des cantons fut encore plus massif
puisque seuls 2 2/2 cantons – à savoir les deux Bâle, Zurich et Genève – ont accepté la
mesure. Les cantons rejetant le plus nettement cette proposition furent ceux du Valais,
du Jura, du Tessin ainsi que les cantons de la Suisse primitive. 
Lors de la campagne, les partisans de la mesure – les partis socialiste et écologiste, le
PRD, l'UDC ainsi que le Vorort et l'USS – ont mis en avant que celle-ci mettrait fin à un
système désuet et coûteux. Selon les défenseurs de la modification constitutionnelle,
cette prérogative cantonale renchérissait les articles de 10 à 65% du fait que les
commandes étaient passées, d'une part, en petites tranches et, d'autre part,
uniquement en fonction d'intérêts économiques régionaux. Les partisans ont
également relevé que cette modification permettrait de supprimer la procédure très
lourde à laquelle le DMF doit actuellement se plier chaque année, ce dernier devant
négocier avec les cantons des conventions sur les prix, les indemnités et les quotas de
livraison. 
Les opposants à cette mesure – l'ensemble des directeurs militaires cantonaux, les
partis démocrate-chrétien et libéral, de nombreuses sections cantonales des radicaux
et de l'UDC ainsi que l'USAM – ont souligné les conséquences néfastes pour l'emploi
dans des régions périphériques déjà très affectées par la crise. Selon les pourfendeurs
de la modification constitutionnelle, quelque 2'000 postes auraient été supprimés en
cas d'adoption de la mesure. Le prix en termes de pertes d'emplois était d'autant plus
inacceptable que l'économie réalisée était minime eu égard au déficit de la
Confédération. Enfin, pour certains opposants, cette modification attentait de manière
inacceptable au fédéralisme ainsi qu'à l'enracinement cantonal de l'armée de milice. 

Arrêté fédéral supprimant la compétence cantonale en matière d'acquisition de
l'équipement personnel des militaires. Votation du 10 mars 1996

Participation: 31,0%

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.03.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Oui: 601 613 (43,7) / 2 2/2 cantons
Non: 775 087 (56,3%) / 18 4/2 cantons

Mots d'ordre:
- Oui: PS (1*), PRD (15*), UDC (11*), AdI, PEP, PE; Vorort, USS.
- Non: PDC (5*), PL (1*), PdL, DS, Lega, PdT; USAM.
* Recommandations différentes des partis cantonaux

L'analyse Vox a révélé que ce qui avait poussé une majorité d'électeurs à voter contre
cette proposition avait trait aux conséquences pour l'emploi. En ce qui concerne les
partisans, c'était avant tout le souci de soutenir les autorités dans leur effort
d'assainissement des finances fédérales qui était à l'origine du comportement de
vote. 15
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